Protokoll des außerordentlichen Bundestreffens der Referendare am 05. Februar 2000 in Jena

Beginn:
10.00 Uhr

Ende:
15.30 Uhr

Teilnehmer:
s. Anlage

Protokollführer:
Henning Röders

TOP 1: Begrüßung, Formalia

Henning Röders begrüßt die Anwesenden. Er weist auf die Bedeutung des Bundestreffens hin.

Henning Röders stellt fest, dass das Bundestreffen ordnungsgemäß eingeladen und damit beschlussfähig ist.

TOP 2: Berichte des Vorstandes

Henning Röders entschuldigt die Vorstandsmitglieder Mocki Diller und Veronika Gutjahr, die wegen terminlicher Schwierigkeiten nicht an der Tagung teilnehmen können.

Henning Röders berichtet von folgenden Aktivitäten der BSK in der abgelaufenen Legsilaturperiode:

a) Infostand auf der Messe Juracon im Juni

b) Arbeitstreffen in Kassel am 02./03. Juli: Ausarbeitung eines Vorschlags für ein Positionspapier zur Juristenausbildungsreform

c) Treffen mit der Justizministerin Däubler-Gmelin am 13. Juli in Bonn

d) Unterschriftenaktion gegen die Kürzung der Arbeitslosenhilfe für ehemalige Referendare. Bis zum Stichtag 04. November wurden ca. 400 Unterschriften gesammelt. Davon sind 300-350 Unterschriften aus Baden-Württemberg.

e) Zur Zeit hat die BSK über 40 Mitglieder. Die Kasse weist ein Plus von 2.200 DM auf.

f) Seit dem letzten Bundestreffen hat sich der Vorstand nur noch um die ordnungsgemäße Einladung des Bundestreffens gekümmert. Eine Sacharbeit erschien angesichts der ungewissen Zukunft der BSK nicht mehr angemessen.

g) Die Herbstkonferenz der Justizministerkonferenz hat sich für das einphasige Modell ausgesprochen.

TOP 3: Berichte aus den Ländern/OLG-Bezirken

Hessen:

In Hessen sind die Regionsprecher und die Landessprecher die Vertreter der Referendare. Zwei AG-Sprecher aus jedem Landgerichtsbezirk bilden die Regionsprecher. Die Regionssprecher treffen sich zweimal im Jahr. Die Regionsprecher wählen die Landessprecher.

Es besteht regelmäßiger, jedoch durchaus verbesserungsbedürftiger Kontakt zum Justizministerium.

Die Landessprecher können am letzten Tag der AG-Leiter-Fortbildungen anreisen und sich dort mit den anwesenden AG-Leitern zu einem Gedankenaustausch treffen.

Die Landessprecher hatten die Möglichkeit, an der Tagung der CDU-Landtagsfraktion zur Juristenausbildung teilzunehmen.

Die Referendare in Hessen werden noch verbeamtet. Es ist jedoch fraglich, wie lange der Beamtenstatus noch aufrecht erhalten werden kann, da alle angrenzenden Bundesländer den Beamtenstatus abgeschafft haben bzw. abschaffen werden.

Hessen ist gegen das Ausbildungsmodell der Justizministerkonferenz. Dieser Widerstand wird aber nur als solcher betrieben und nicht mit fundierten Argumenten unterlegt.

Hessen hat eine besondere Besoldungsvorschrift für ausländische Referendare: Nicht EU-Referendare bekommen eine Ausbildungsbeihilfe, deren Höhe nach Bedarf gewährt wird. Da hier die Bedürftigkeit zum Besoldungsmaßstab herangezogen wird (- zusätzllich wird etwa vorhandenes Vermögen einbezogen -), bedeutet dies in der Praxis, dass die Nicht-EU-Referendare bis zu 50% weniger Gehalt bekommen als die deutschen bzw. die EU-Referendare. Die Landessprecher haben die Justizministerien in den anderen Ländern angeschrieben und sie um Auskunft über die Höhe des Gehalts für die Referendare aus Nicht-EU-Staaten gebeten.

Die Einstellung von Referendaren wird in Hessen flexibel gehandhabt. Am Tag der Vereidigung wird geprüft, wieviel Plätze noch frei sid. Danach wird die Warteliste abtelefoniert, und die erreichbaren Referendare werden eingestellt.

Bezüglich der Nebentätigkeiten gibt es zwar Einschränkungen. Es werden aber keine genauen Kontrollen durchgeführt.

Sachsen-Anhalt

In Sachsen-Anhalt gibt es weder eine gesetzliche Vertretung der Referendare noch einen Verein. Eine Lobbyarbeit ist daher nicht möglich. Dementsprechend gibt es auch kaum Widerstand gegen die schlechte Referendarsausbildung.

In letzter Zeit gibt es Kontakte zwischen den Referendaren und dem Justizministerium. Auch wählt jede AG einen Sprecher. Es haben jedoch noch keine Treffen der AG-Sprecher stattgefunden. Es werden mittlerweile Überlegungen zum Aufbau einer Referendarsorganisation angestellt.

Die Referendare genießen noch Beamtenstatus. Allerdings hat die Streichung des Alterszuschlages finanzielle Einbußen nach sich gezogen. Des weiteren müssen die Referendare, die nach Speyer gehen, die Differenz zwischen dem Gehalt Ost und dem Gehalt West selber tragen.

Eine Nebentätigkeit ist ab 7 Punkten möglich. Die Kontrolle seitens des Justizministeriums wird locker ausgeübt.

Schleswig-Holstein:

In Schleswig Holstein wird die Vertretung der Referendare durch einen gewählten Referendarrat ausgeübt, in dem zur Zeit 14 Referendare arbeiten. AG-Sprecher werden nicht gewählt. Die aufgaben der AG-Sprecher werden von den Bereichsleitern im Referendarrat wahrgenommen.

Der Referendarrat gibt Leitfäden zur Wahlstation, zum Examen und zur Referendarsausbildung heraus.

Die Kontakte zum Justizministerium sind gut. Allerdings ist der Justizminister kein Jurist. Vielmehr ist der Staatssekretär hierfür zuständig. Das Justizministerium spricht sich für die Beibehaltung der derzeitigen Juristenausbildung aus.

Die Referendare können zur Examensvorbereitung 2 Monate unbezahlten Sonderurlaub beantragen. Referendarratsmitglieder bekommen diesen Sonderurlaub bezahlt.

In Schleswig-Holstein existiert keine Nebentätigkeitsregelung.

Brandenburg:

Claudia Buchmann ist zur Zeit alleinige Vertreterin der Referendare.

Seit dem Regierungswechsel gibt es Anzeichen für einen verbesserten Kontakt zum Justizministerium. Es hat kürzlichst ein Treffen mit dem neuen Justizminister und dem Präsidenten des JPA stattgefunden. Thema war die Lockerung der Nebentätigkeitsgenehmigung. Zur Zeit ist die Aufnahme einer Nebentätigkeit nur bei einem Prädikatsexamen erlaubt und erst nach 9 Monaten des Referendariates erlaubt. Des weiteren bat das justizministerium um eine empirische Aufstellung der Mängel in der Referendarsausbildung.

In Cottbus herrscht ein Mangel an Referendaren.

Thüringen:

In Thüringen hat sich ein Referendarsverein gegründet. Dieser hat zur Zeit 52 Mitglieder. Der Referendarverein führt erfolgreich Stammtische durch, auf denen Mitglieder geworben werden.Der Jahresbeitrag beträgt 15 DM für Studenten und 20 DM für Referendare. Des weiteren können dem Verein auch Fördermitglieder beitreten.

Der Referendarsverein hat bisher Gespräche mit dem Justizministerium und dem JPA geführt.

Die Referendare werden zwar noch verbeamtet. Allerdings sind die Ausbildungsbedingungen verschlechtert worden:

Die Möglichkeit, nach Speyer zu gehen, ist aus Kostengründen eingestellt worden. Der Referendarsverein erwägt die Möglichkeit des Rechtsweges gegen diese Maßnahme. 

Bezüglich der Wahlstation erwog das Justizministerium, weder eine Wahlstation im Ausland noch in den alten Bundesländern zu genehmigen. Nach Protesten der Referendare ist dieser Plan fallengelassen worden.

Es werden keine Arbeitstagungen mehr mit Hessen durchgeführt. Der Referendarsverein überlegt, die Organisation solcher Tagungen zu übernehmen.

Die Nebentätigkeit wird nur in Ausnahmefällen und nur für Referendare mit Prädikatsexamen genehmigt. Das JPA wird diese Regelung überprüfen.

Der Justizminister ist gegen das einphasige Ausbildungsmodell. Das Land müsste allein für die Universität Jena 30 Richter bereitstellen.

Berlin:

Der Referendarrat hat zur Zeit 11 Mitglieder. Er bekommt eine Sekretärin gestellt. Der Referendarrat hat eine eigene Internetseite und sogar einen Partybeauftragten.

Diepgen ist gleichzeitig Bürgermeister und Justizsenator.

In Berlin werden die Wartelisten ins Internet gestellt.

Die Referendare haben zwar noch den Beamtenstatus. Allerdings sind auch in Berlin die Besoldungen gekürzt worden. Überdies kommen die Bezüge für den ersten Monat erst später. Ein Teil wird mit den Bezügen für den zweiten Monat gezahlt; der Rest kommt später. Des weiteren müssen die Referendare Examensgebühren in Höhe von 1.000 DM zahlen.

Die Referendare bekommen keinen Sonderurlaub. Nur dem Vorsitzenden des Referendarrates wird ein Sonderurlaub von bis zu 3 Monaten gewährt.

Juristische Nebentätigkeiten können bis zu 10 Stunden pro Woche ausgeübt werden. Nicht-juristische Nebentätigkeiten sind auf 8 Stunden pro Woche beschränkt.

Rheinland-Pfalz:

Wegen eines formalen Fahlers werden erst ab Mai die Referendare nicht mehr verbeamtet. Ansonsten sind die Arbeitsbedingungen für die Referendare gut.

Die Schreiben der BSK an die Referendarsvertreter landen bei den Richtern zur ablage in den Akten. Am OLG Zweibrücken besteht keine Referendarsvertretung. Eine Mitarbeiterin am Gericht ist für die Referendare zuständig.

Nebentätigkeiten können bis zu 7,5 Stunden in der Woche ausgeübt werden.

Ein Auslandsaufenthalt ist nur in der Wahlstation möglich. Die Beurlaubung von der AG wird beim OLG Zweibrücken streng gehandhabt.

Bayern:

In Bayern nimmt der Referendarsverein die Vertretung der Referendare wahr. Im Vorstand sitzen zur Zeit 6 Personen. Der Verein organisiert Sprachkurse und Kanzleivorstellungen. Er gibt eine Broschüre Referendarsstation im Ausland heraus.

Das Verhältnis zum Justizministerium ist gut.

Ab März werden die Referendare nicht mehr verbeamtet. Die Referendare erhalten 1.450 DM netto.

Baden-Württemberg:

In Baden-Württemberg ist der Beamtenstatus weggefallen. Die Referendare bekommmen ein Gehalt in Höhe von 1.350 DM. Dafür werden entgegen ursprünglichen Absichten keine Prüfungsgebühren eingeführt.

Die Klausuren im Staatsexamen sind verschärft worden. Nur Randbereiche waren in den letzten Klausuren Thema.

Uni Jena:

In der Thüringischen JAPO sind die Zuschnitte für die Wahlfächer geändert worden. In der Studienkommission des Landes ist die Universität Jena federführend.

TOP 4: Wahl der Kassenprüfer/Bericht der Kassenprüfer

Henning Röders stellt fest, dass 12 der Anwesenden Mitglieder und damit stimmberechtigt sind.

Dominik Demisch und Claudia Buchmann werden einstimmig zu Kassenprüfern gewählt. Die Kassenprüfung erfolgt nach der Wahl.

Die Kassenprüfer erklären, dass die Kasse ordnungsgemäß geführt wurde.

TOP 5: Entlastung des Vorstandes
Dominik Demisch beantragt die Entlastung des Vorstandes.

Ergebnis der Abstimmung:
10 ja




2 Enthaltungen




0 nein

Der Vorstand ist damit entlastet.

TOP 6: Vorstandswahlen

Es werden zur Wahl vorgeschlagen:

Carsten Loll, Daniel Eichmann, Thomas Stein, Manuela Kraus, Andreas Hacke, Mirko Schulz, Thomas Wünsch.

Die Vorgeschlagenen erklären sich zur Kandidatur bereit.

Es wird vorgeschlagen, über den Vorstand im Block abzustimmen. Dieser soll sich dann über die Verteilung der Posten einigen.

Ergebnis der Abstimmung:
7 ja




5 Enthaltungen




0 nein

Über die Verteilung der Posten wird im Block entschieden.

Ergebnis der Vorstandswahlen:
7 ja




5 Enthaltungen




0 nein

Die gewählten Vorstandsmitglieder nehmen die Wahl an.

Die Vorstandsmitglieder erklären folgende Verteilung der Posten:

Vorsitzender:

Daniel Eichmann

Stellvertreter:

Thomas Stein

Schatzmeister:

Carsten Loll

Schriftführerin:

Manuela Kraus

Juristenausbildung:

Thomas Wünsch

Kontakt zu Ländern:

Andreas Hacke

Kontakt mit Universitäten:
Mirko Schultz

Referent Juristenausbildung:
Volker Konopatzki

TOP 7: Zukunft der BSK

Jan Gatter regt die Erstellung einer BSK-Webside mit links für die Personalräte/Referendarsvereine an.

Claudia Buchmann regt an, die Arbeit der BSK in juristischen Fachzeitschriften wie z.B. in der JuS darzustellen.

Daniel Fuchs sieht Ansatzpunkte in der Durchführung von regionalbezogenen Projekten. Die BSK soll auch als Forum für Infos über Erfahrungen von Referendaren, die nicht offiziell weiter gegeben werden. Überdies müsse die BSK zu mehr Mitgliedern kommen.

Robert Gohla weist weist auf die Notwendigkeit zur Wiederherstellung der Gemeinnützigkeit hin.

Andreas Hacke regt den Aufbau einer Kommunikationsstruktur an. Die interne Kommunikation soll über e-mail institutionalisiert werden. Daniel Eichmann schlägt die Bildung von newsgroups vor.

Daniel Eichmann sieht die Notwendigkeit von Fragebogenaktionen in den Bundesländern, z.B. zur Gehaltsfrage.

Claudia Buchmann schlägt vor, dass alle Infobroschüren an den BSK-Vorstand geschickt werden sollen. Dieser solle sie dann an interessierte Referendare weiter geben.

Dominik Demisch regt die Bildung eines Förderkreises an.

Weitere Vorschläge:

· Bessere Plazierung der BSK in der jumag

· BSK-Ball

· Namensänderung der BSK

· Förderung von Veranstaltungen durch Ministerien.

· Erstellung eines Konzepts zur „horizontalen Kommunikation“ zwischen den Län-


dern/OLG-Bezirken und eines dazugehörigen Fragebogens.

____________________________



_____________________________

Henning Röders, Protokollführer



Daniel Eichmann, Vorsitzender

